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Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. 

  

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 

  

Hintergrundpapier:  Gesundheitsversorgung geflüchteter Kinder und Jugendlicher 
sicherstellen 

 

  

 
Über den Arbeitskreis: 
 
Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich monatlich und berät 
über alltägliche Hürden und Probleme von unbegleiteten und begleiteten minderjährigen 
Geflüchteten in Berlin, tauscht sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam 
Forderungen an die Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats auch 
Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrums für junge 
Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS), des Landesausschusses für Migration, Diversität und 
Antidiskriminierung (LAMA) der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION – 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen Jugendhilfe- und 
Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden Lehrkräften von Willkommensklassen, 
ehemaligen Vormund*innen und engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in 
die Forderungen eingebracht haben. 

  

Kernforderung 

Das Land Berlin muss den gleichberechtigten Zugang geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher zu einer bedarfsgerechten Gesundheitsversorgung sicherstellen und 
bestehende strukturelle Zugangshürden und Einschränkungen abbauen. 

Geflüchtete Kinder und Jugendliche müssen unabhängig von Herkunft, 
Aufenthaltsstatus oder Unterbringungsform denselben Zugang zu medizinischer 
Versorgung erhalten wie alle anderen Kinder und Jugendlichen in Berlin. Die durch 
die neue EU-Aufnahmerichtlinie 2024/1346 gestärkte Gleichstellung von 
geflüchteten Kindern und Jugendlichen mit inländischen Kindern und Jugendlichen 
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muss tatsächlich in der Praxis umgesetzt werden. Danach haben geflüchtete 
Kinder im Asylbewerberleistungsgesetz einen vollumfänglichen Gesundheitsschutz 
und nicht nur eine Notversorgung, wie bisher. 

Die im GEAS-Screeningverfahren verankerte frühzeitige Identifizierung besonderer 
gesundheitlicher Bedarfe muss sichergestellt werden. Gesundheitliche Versorgung 
darf nicht auf die Behandlung akuter Notfälle beschränkt bleiben, sondern muss 
präventiv, kontinuierlich und am individuellen Bedarf orientiert erfolgen. In der 
Minderjährigkeit begonnene Behandlungen müssen auch in Volljährigkeit 
vollumfänglich fortgesetzt werden. 

Unbegleitete minderjährige Geflüchtete benötigen ab dem ersten Tag ihrer 
Aufnahme einen verlässlichen, niedrigschwelligen und unmittelbaren Zugang zu 
medizinischer, therapeutischer und psychosozialer Versorgung durch eine KV-Karte, 
sonst drohen Unterbrechungen und Lücken in der gesundheitlichen Versorgung. 

 

Ausgangslage 

Geflüchtete Kinder und Jugendliche stoßen in Berlin weiterhin auf erhebliche 
Zugangshürden im Gesundheitswesen. Dies betrifft sowohl begleitete als auch 
unbegleitete minderjährige Geflüchtete. 

Bislang war der Zugang geflüchteter Menschen im Asylverfahren zur 
Gesundheitsversorgung maßgeblich durch die eingeschränkten 
Leistungsregelungen des Asylbewerberleistungsgesetzes geprägt. Für viele 
begleitete geflüchtete Kinder und Jugendliche bedeutete dies in der Praxis, dass 
medizinische Leistungen häufig auf eine akute Notversorgung beschränkt blieben 
und weitergehende notwendige Behandlungen zusätzlichen Prüfungen und 
bürokratischen Hürden unterlagen. 

Mit der neuen EU-Aufnahmerichtlinie 2024/1346 wird die Verpflichtung gestärkt, 
besondere gesundheitliche Bedarfe frühzeitig zu erkennen und eine angemessene 
Versorgung wie bei Inländern sicherzustellen. Diese Vorgaben müssen nun auch auf 
Landesebene konsequent umgesetzt werden. Gerade bei Kindern und Jugendlichen 
ist eine Versorgung notwendig, die nicht erst bei akuten Krisen einsetzt, sondern 
gesundheitliche Entwicklung und Teilhabe ermöglicht. 

Problematisch ist die Situation unbegleiteter minderjähriger Geflüchteter. Nach der 
Inobhutnahme erfolgt die medizinische Versorgung häufig zunächst über 
Behandlungsscheine durch SenBJF. Dieses Verfahren erschwert den unmittelbaren 
Zugang zu medizinischen Leistungen, da in Arztpraxen das übliche Verfahren ist, 
eine KV-Karte einzulesen, um den Versicherungsschutz zu erfahren und 
abzurechnen. Die Praxis der SenBJF-Behandlungsscheine verursacht zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand und kann notwendige Untersuchungen, fachärztliche 
Behandlungen oder therapeutische Angebote verzögern, insbesondere auch beim 
Übergang zu den bezirklichen Jugendämtern, wo häufig gesundheitliche 



 
3 

 

Versorgungslücken entstehen. Auch eine Bewilligung von nur maximal 6-monatigen 
stationären Jugendhilfemaßnahmen, zum Teil auch nur 3 Monate oder weniger, 
erschwert maßgeblich eine Gleichstellung der gesundheitlichen Versorgung, da trotz 
des gleichbleibenden Jugendamts als Kostenträger wieder neu bei der 
Krankenkasse angemeldet werden muss. 

Unbegleitete Minderjährige haben häufig besondere gesundheitliche und 
psychosoziale Unterstützungsbedarfe. Eine bedarfsgerechte Versorgung muss 
deshalb vom ersten Tag der Inobhutnahme vollumfänglich gewährleistet sein und 
es dürfen keine gesundheitlichen Versorgungslücken durch Behandlungsscheine 
entstehen. 

Darüber hinaus bestehen strukturelle Engpässe in der kinderärztlichen 
Versorgung. Nicht alle Kinder und Jugendlichen in Berlin erhalten innerhalb 
angemessener Zeit Zugang zu einer wohnortnahen kinderärztlichen Versorgung. 
Besonders betroffen sind Bezirke mit einer hohen Zahl geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher sowie Regionen mit ohnehin angespannten Versorgungsstrukturen. 

Weitere Zugangshürden entstehen durch fehlende Bereitstellung von 
Sprachmittlung, mangelnde Sensibilisierung des Regelsystems und 
Unterbrechungen begonnener Behandlungen bei Wechseln von Zuständigkeiten 
oder Finanzierungsverantwortung. 

 

Warum geraten die Rechtsansprüche junger Geflüchteter unter Druck? 

Die gesundheitlichen Rechte geflüchteter Kinder und Jugendlicher sind umfassend 
geschützt. Sie ergeben sich insbesondere aus der UN-Kinderrechtskonvention, den 
Vorgaben der EU-Aufnahmerichtlinie 2024/1346 sowie den Regelungen des 
deutschen Sozial- und Jugendhilfesystems. 

In der Praxis werden diese Rechtsansprüche jedoch weiterhin durch strukturelle 
Hindernisse eingeschränkt: Geflüchtete Kinder und Jugendliche erhalten nicht 
durchgehend denselben Zugang und dieselben Gesundheitsleistungen wie andere 
Kinder in Berlin und ungleiche Versorgungsbedingungen bestehen weiterhin fort.  

Die Fortführung durch SenBJF mit Behandlungsscheinen für Kinder, die alleine 
nach Berlin ankommen, erschwert einen schnellen, diskriminierungsfreien und 
gleichberechtigten Zugang zur Gesundheitsversorgung wie bei Inländern. 
Übergänge zwischen Land, Bezirken, Jugendämtern und anderen Leistungsträgern 
führen zu Versorgungslücken. 

Bisher eingeschränkte Leistungszugänge könnten trotz geänderter Rechtspraxis 
weiter fortgeführt werden: Die bisherige Orientierung an einer vorrangigen 
Notversorgung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz führte dazu, dass 
notwendige medizinische Leistungen nicht immer rechtzeitig und bedarfsgerecht 
erreicht werden konnten.  
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Aufgrund von sprachlichen Barrieren und ohne verlässliche Sprachmittlung 
können Diagnostik, Behandlung und Beratung nicht immer fachgerecht erfolgen.  

Die mit der neuen EU-Aufnahmerichtlinie verbundenen Anforderungen machen 
deutlich, dass gesundheitliche Bedarfe frühzeitig erkannt und angemessen 
berücksichtigt werden müssen. Die Umsetzung darf nicht allein von einzelnen 
Einrichtungen oder engagierten Fachkräften abhängen, sondern muss strukturell 
abgesichert werden. 

 

Welche Verantwortung trägt das Land Berlin? 

Das Land Berlin trägt die Verantwortung, die gesundheitlichen Rechte aller Kinder 
und Jugendlichen in Berlin praktisch sicherzustellen, unabhängig von der Herkunft, 
dem Aufenthaltsstatus oder der Unterbringungsform der Kinder und Jugendlichen. 

Das Land Berlin muss gewährleisten, dass Verwaltungszuständigkeiten und 
Finanzierungsfragen nicht dazu führen, dass Kinder und Jugendliche notwendige 
medizinische Leistungen nicht oder verspätet erhalten. Es hat einen 
diskriminierungsfreien Zugang zur Gesundheitsversorgung sicherzustellen und hat 
bestehende bürokratische Zugangshürden abzubauen. Notwendige 
Versorgungsstrukturen müssen ausgebaut und finanziert werden. Die 
Zusammenarbeit zwischen Land und Bezirken auch bei der Gesundheitsversorgung 
muss verbindlich geregelt sein, um Versorgungskontinuität bei 
Zuständigkeitswechseln sicherzustellen. Die Sprachmittlung als Bestandteil einer 
fachgerechten gesundheitlichen Versorgung muss abgesichert sein. Das 
Regelsystem muss für die besonderen gesundheitlichen und psychosozialen 
Bedarfe geflüchteter Kinder und Jugendlicher qualifiziert werden. 

 

Daraus ergeben sich für das Land Berlin folgende Handlungsaufträge, um eine 
Gleichstellung geflüchteter Kinder und Jugendlicher mit allen anderen Kindern und 
Jugendlichen in Berlin zu erreichen: 

• Die elektronische Gesundheitskarte muss ab dem ersten Tag sichergestellt 
sein. Die Einführung der elektronischen Gesundheitskarte für alle 
geflüchteten Kinder und Jugendlichen, inklusive unbegleiteter Kinder und 
Jugendlicher, muss ab Registrierung nach Einreise und Berlinzuständigkeit 
sichergestellt sein. Die Ausgabe einer elektronischen Gesundheitskarte hat 
unmittelbar mit Beginn des Clearingverfahrens und der Inobhutnahme 
unbegleiteter minderjähriger Geflüchteter zu erfolgen. Das 
Behandlungsscheinsystem für unbegleitete minderjährige Geflüchtete in 
Zuständigkeit von SenBJF muss abgeschafft und durch eine 
Krankenversicherungskarte ersetzt werden. Verbindliche Vereinbarungen 
zwischen Land Berlin und Bezirken über Finanzierung und Zuständigkeiten 
sind zu treffen. 
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• Übergänge zwischen dem Land, den Bezirken und Jugendämtern dürfen nicht 
weiter zu Unterbrechungen medizinischer oder therapeutischer Versorgung 
führen und müssen verbindlich geregelt werden, damit die Fortführung 
begonnener Behandlungen unabhängig von Zuständigkeitswechseln oder 
aufenthaltsrechtlichen Veränderungen gewährleistet ist. 

• Einen gleichberechtigten Zugang zur Gesundheitsversorgung zu 
gewährleisten, bedeutet, die kinderärztliche Versorgung in Berlin 
sicherzustellen, einschließlich der fachärztlichen und der 
psychotherapeutischen Versorgung, und genügend therapeutische Angebote 
auch für geflüchtete Kinder zur Verfügung zu stellen. Dafür muss die 
kinderärztliche Versorgung insbesondere in Bezirken mit hoher Zahl 
geflüchteter Kinder und Jugendlicher ausgebaut werden, damit sichergestellt 
wird, dass jedes Kind in Berlin innerhalb angemessener Zeit Zugang zu einer 
wohnortnahen kinderärztlichen Versorgung erhält, unabhängig von Herkunft, 
Aufenthaltsstatus oder Wohnort. Das Land Berlin hat seinen 
Steuerungsauftrag wahrzunehmen und muss gezielte finanzielle 
Unterstützung bereitstellen. 

• Die professionelle Sprachmittlung muss im Gesundheitsbereich dauerhaft 
finanziert und als Bestandteil der Regelversorgung etabliert werden, um 
sicherzustellen, dass Diagnostik, Behandlung und Beratung fachgerecht 
erfolgen können. 

• Fachkräfte in der Gesundheitsversorgung, Kinder- und Jugendhilfe, Schule 
und Beratung müssen für die besonderen Bedarfe geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher qualifiziert werden und verbindliche Standards für eine 
bedarfsgerechte gesundheitliche Versorgung entwickelt und umgesetzt 
werden. 

 

 


